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 Bebauungsplan "Brunnenäcker", Gemeinde Schöntal, Ortsteil Marlach 

Verfahren gemäß § 13b BauGB, Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Ihr Schreiben vom 17.11.2020

 

Anlagen 

Stellungnahme Regierungspräsidium Stuttgart zum Bebauungsplan "Brunnenäcker" 

vom 06.08.2020  

 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Scholz, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere Raumordnungsbehörde sowie 

aus Sicht der Abteilung 8 (Denkmalpflege) zu der o.g. Planung folgendermaßen Stel-

lung: 

 

Raumordnung 

Die Stellungnahme des Regierungspräsidiums Stuttgart im Rahmen der erstmaligen 

Beteiligung zu diesem Bebauungsplanverfahren (vgl. Ihr Schreiben vom 14.07.2020) 

ist laut der Abwägungstabelle zu den Anregungen und Äußerungen scheinbar nicht 

angekommen. Daher haben wir unsere Stellungnahme vom 06.08.2020 diesem 

Schreiben als Anlage beigefügt. Im Folgenden werden die in unserer erstmaligen 

Stellungnahme aufgeführten Aspekte um Ausführungen zur aktuellen Beteiligung er-

gänzt. 
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In der Begründung fällt die gemäß § 1 Abs. 3 BauGB darzulegende Erforderlichkeit 

für die geplante Wohnbebauung weiterhin recht unkonkret aus. Die Anwendung eines 

Verfahrens nach § 13b BauGB fordert allerdings ebenfalls die Einhaltung der vorge-

nannten Vorschrift. Insbesondere bei der Inanspruchnahme von Außenbereichsflä-

chen ist der Bedarf an Neuausweisungen von Wohnbauflächen plausibel darzulegen. 

Es wird daher nochmals empfohlen, die Bedarfsbegründung zu konkretisieren, z.B. 

durch nachvollziehbare Angaben, die die Lage vor Ort näher beschreiben (z.B. An-

zahl der Bauinteressenten, vorhandene bzw. verfügbare Baulücken, Umsetzung der 

letzten Baugebiete einschließlich deren Bebauung etc.). In diesem Zusammenhang 

ist auch darauf einzugehen, wie mit den  laut Luftbild  noch vorhandenen Baulü-

cken im Süden des Ortsteils umgegangen werden soll. 

 

Zudem sind gemäß PS 2.4.0 Absatz 5 (Z) Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 für 

Kleinzentren im Ländlichen Raum im engeren Sinne zur Sicherung einer nachhaltigen 

Siedlungsentwicklung und einer ausreichenden Auslastung öffentlicher Verkehre 

beim Wohnungsbau 45 Einwohner je Hektar als Mindest-Bruttowohndichte festge-

legt. 

 

Bei Realisierung der im Bebauungsplanentwurf 12 unverbindlich eingetragenen Bau-

felder würde nach unseren Berechnungen im Gegensatz zur der auf S. 9 der Begrün-

dung angegeben Dichte von 36 EW/ha nur eine Dichte von 30 EW/ha erreicht wer-

den: 

 
12 Baufelder: 
12 * durchschnittl. angenommene 1,5 WE/Haus = 18 WE 
 
(18 WE * 2,1 EW/WE = 37,8 EW) : 1,26 ha = 30 EW/ha 

 

Insofern wird die im Regionalplan festgelegte Dichtevorgabe deutlich unterschrit-

ten1. 

 

                                            
1 Im Rahmen der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB lag die Dichte des geplanten allgemeinen 
Wohngebiets bei 40 EW/ha. Im zugehörigen Bebauungsplan-Vorentwurf war für die drei nördlichen 
Baufenster eine maximale Anzahl von 6 Wohneinheiten i.V.m. mit einer erhöhten GRZ (0,5) und GFZ 
(1,0) vorgesehen (vgl. Planentwurf vom 28.05.2020). 
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Wesentliche Unterschiede liegen nach wie vor bei der in die Berechnung einbezoge-

nen Größe des Plangebiets sowie beim Faktor Belegungsdichte je Wohneinheit. 

Grundsätzlich ist bei der Berechnung der Mindest-Bruttowohndichte die gesamte 

Plangebietsgröße (Bruttowohnbauland) zu berücksichtigen. Ferner liegt laut Statisti-

schem Landesamt Baden-Württemberg die Belegungsdichte für die Gemeinde 

Schöntal  anders als auf S. 9 der Begründung mit 2,5 EW/WE angegeben  bei 

2,1 EW/WE (Stand 2019  vgl. https://www.statistik-bw.de/Wohnen/GebaeudeWoh-

nungen/99045041.tab?R=GS126072). 

 

Selbst bei Nichtberücksichtigung der öffentlichen Grünfläche (ca. 0,12 ha), welche 

fast vollständig in den Ausläufern eines westlich an das Plangebiet angrenzenden 

Vorranggebietes für den vorbeugenden Hochwasserschutz - HQ-Extrem - gemäß 

PS 3.4.1 Abs. 3 (Z) Regionalplan liegt, ergibt sich aufgrund der Nichtbebaubarkeit 

dieser Flächen jedoch auch nur eine Dichte von gut 33 EW/ha (18 WE * 2,1 EW/WE : 

1,14 ha = 33,2 EW/ha  33 EW/ha). Angesichts der von Hochwasserereignissen aus-

gehenden Gefahren akzeptieren wir allerdings die Freihaltung dieses Bereichs, so-

dass wir von einer Dichte von 33 EW/ha ausgehen. 

 

Ziele der Raumordnung sind als verbindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung un-

terliegen, zu beachten (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG und § 4 Abs. 1 ROG). Ein Bebauungs-

plan, der gegen Ziele der Raumordnung verstößt, ist nichtig2. 

 

Um die verbindlich festgelegte Dichtevorgabe zu erreichen und auch gemäß auf 

§ 1a Abs. 2 BauGB eine möglichst schonende Flächeninanspruchnahme zu gewähr-

leisten, sollte daher alles in Betracht kommende getan werden, um vorliegend das Er-

reichen einer höheren Dichte von 45 EW/ha sicherzustellen, sei es durch eine Ände-

rung der Festsetzungen, z.B. durch Ergänzung der Festsetzungen zur Bauweise um 

                                            
2 vgl. Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 14. Auflage 2019, § 1, Rn. 42: Ein Bauleitplan, der der 
Anpassungspflicht des Abs. 4 nicht entspricht, ist nichtig (VGH München BRS 54 Nr. 42; Runkel in 
EZBK § 1 Rn. 69), z.B. ein Bebauungsplan, der Zielen der Raumordnung mit Vorgaben für die Sied-
lungsdichte widerspricht (VGH Kassel ZfBR 2014, 780), ein Bebauungsplan für einen großflächigen 
Einzelhandelsbetrieb, der das Integrationsgebot nicht beachtet (OVG Lüneburg ZfBR 2015, 69), ein 
Bebauungsplan, der der Festlegung eines Vorranggebietes Hochwasserschutz in einem Regionalen 
Raumordnungsprogramm widerspricht (OVG Lüneburg BauR 2014, 949), für den die Gemeinde keine 
Zielabweichungsentscheidung eingeholt hat (VGH Kassel NVwZ 2014, 43), ein Bebauungsplan, der 
die durch LROP vorgegebenen Hafenfunktionen nicht berücksichtigt (OVG Lüneburg DVBl 2015, 789), 
ein mit dem Regionalplan unvereinbarer Gewerbepark (OVG Münster DVBl 2015, 1329, mit § 1 Abs. 4 
unvereinbare Ersatzaufforstungen (OVG Münster BauR 2015, 1785). Zum Verstoß einer Agglomera-
tion nicht großflächigen Einzelhandels gegen das Integrationsverbot (OVG Lüneburg ZfBR 2015, 65). 
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Hausgruppen, durch Absehen von der Begrenzung der Anzahl der möglichen 

Wohneinheiten oder beispielsweise durch Festsetzung von Höchstmaßen für Wohn-

baugrundstücke nach § 9Abs. 1 Nr. 3 BauGB. Auch durch den Erwerb der Grundstü-

cke im Vorfeld durch die Kommune und eine entsprechende Verkaufsstrategie, insbe-

sondere mit Bauverpflichtung, kann flankierend eine höhere Dichte erreicht werden. 

Dies sollte dann in der Begründung angesprochen werden. 

 

Im Übrigen besteht die Möglichkeit, die Einhaltung des Dichtewertes, der sich auf die 

Gesamtgemeinde bezieht, stattdessen durch Darstellung der derzeit insoweit vor-

handenen Dichte unter zusätzlicher Berücksichtigung der für das künftige Baugebiet 

erreichbaren Dichte von 33 EW/ha darzulegen. Dies bietet sich an, wenn es in einer 

Kommune deutlich verdichtete Bereiche gibt, die als Ausgleich für einen lockerer be-

bauten Bereich dienen können. Dieser Vortrag ist jedoch deutlich aufwändiger. 

 

Wir weisen darauf hin, dass unseres Erachtens der o.g. Zielkonflikt bislang nicht an-

gemessen ausgeräumt ist. 

 

Ferner liegt der südwestliche Bereich des Plangebiets innerhalb eines Vorbehaltsge-

bietes für Erholung gemäß PS 3.2.6.1 Absatz 4 Regionalplan. 

 

Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind im Rahmen der Abwä-

gung zu berücksichtigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4, § 4 Abs. 1 ROG). Vorbehaltsgebiete 

sind als Grundsätze, nicht als Ziele der Raumordnung zu werten (BVerwG, Beschl. v. 

15.06.2009, 4 BN 10 09), so dass Vorbehaltsgebiete der Planung nicht grundsätzlich 

entgegenstehen, jedoch in der Abwägung zu berücksichtigen sind. 

 

Die Planunterlagen sind daher durch nachvollziehbare Ausführungen zum Umgang 

mit dem o.g. Plansatz zu ergänzen. 

 

Insbesondere aufgrund der deutlich unterschrittenen Dichtevorgabe bestehen aus 

raumordnerischer Sicht derzeit Bedenken gegen die vorgelegte Planung. 

 

 

Wichtige Hinweise aus bauplanungsrechtlicher Sicht: 

Aufgrund der Stichtagsregelung in § 13b BauGB weisen wir darauf hin, dass das be-

schleunigte Verfahren gemäß § 13b BauGB nur dann zur Anwendung kommen kann, 
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wenn eine förmliche Einleitung des Bauleitplanverfahrens bis 31.12.2019 erfolgte. Die 

förmliche Einleitung eines Bauleitplanverfahrens setzt die ortsübliche Bekanntmachung 

des Aufstellungsbeschlusses voraus, § 2 Abs. 1 BauGB. Alternativ ist das Bauleitplan-

verfahren förmlich eingeleitet, wenn die Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeits-

beteiligung oder die Offenlage vor dem Stichtag durchgeführt sind. 

 

Es ist weiterhin weder aus dem Bebauungsplanentwurf noch aus den Planunterlagen 

abzulesen, ob und wann eine ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlus-

ses (lt. Anschreiben vom 14.07.2020 vom 08.10.2019) erfolgt ist. Daher empfehlen wir 

nochmals, die Anwendung eines Verfahrens gemäß § 13b BauGB in Abstimmung mit 

dem Landratsamt Hohenlohekreis als zuständige Genehmigungsbehörde zu klären. 

 

Ferner weisen wir vorsorglich darauf hin, dass die im § 13b BauGB-Verfahren geschaf-

fenen Wohnbauflächen in künftigen Fortschreibungen von Flächennutzungsplänen in 

der Flächenbilanz als Potentiale zu berücksichtigen sind, soweit diese bis dahin noch 

nicht bebaut sind. 

 

 

Denkmalpflege 

Abteilung 8 des Regierungspräsidiums Stuttgart, Landesamt für Denkmalpflege, Refe-

rat 84.2 Archäologische Denkmalpflege, nimmt zu den Planungen wie folgt Stellung: 

 

Darstellung des Schutzgutes 

Das Plangebiet liegt innerhalb des archäologischen Prüffalls Listen-Nr. 3 (MARL003, 

ADAB-

Luftbilder Bodenmerkmale, die auf mögliche vorgeschichtliche Siedlungsbefunde hin-

weisen (zur Abgrenzung s. Abbildung Bereich 3).  

Wir bitten um nachrichtliche Übernahme in die Planunterlagen. 
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Darlegung der konservatorischen Zielsetzung, weiteres Vorgehen 

An der Erhaltung von archäologischen Kulturdenkmalen besteht grundsätzlich ein öf-

fentliches Interesse. Sollte an den Planungen in der vorliegenden Form festgehalten 

werden, regen wir daher Folgendes an: 

Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und Bauverzögerungen durch erst 

spät bei laufenden Baumaßnahmen bekannt werdende archäologische Funde und Be-

funde zu vermeiden, sollten frühzeitig, spätestens im Vorfeld der Erschließung archä-

ologische Voruntersuchungen durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungs-

präsidium Stuttgart (LAD) durchgeführt werden. Zweck dieser Voruntersuchungen ist 

es festzustellen, ob bzw. in welchem Umfang nachfolgende Rettungsgrabungen nötig 

werden. Dazu bietet das Landesamt für Denkmalpflege den Abschluss einer öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmenbedingungen an, d.h. insbesondere zu Fris-

ten für die Untersuchungen und zur Kostenbeteiligung des Veranlassers. (Info unter: 

https://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmal-

pflege/pilotprojekt-flexible-prospektionen/) 
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Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen die 

Bergung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Monate in Anspruch 

nehmen kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden muss. 

 

Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an das Landesamt für Denkmalpflege, 

Dr. Klaus Kortüm, Tel. 0711 / 904 45 - 245, email: klaus.kortuem@rps.bwl.de. 

Wir bitten, diese Hinweise in die Planunterlagen einzufügen. 

 

 

Hinweis: 

Wir bitten künftig  soweit nicht bereits geschehen  um Beachtung des Erlasses zur 

Koordination in Bauleitplanverfahren vom 10.02.2017 mit jeweils aktuellem Formblatt 

(abrufbar unter https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Bauen/Bauleitplanung/Seiten/default.aspx). 

 

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, 

dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Mehrfertigung davon - 

zusätzlich in digitalisierter Form - im Originalmaßstab zugehen zu lassen. 

 

Wir bitten um Mitteilung des Abwägungsergebnisses zu den von uns vorgebrachten 

Anregungen und Hinweisen (§ 3 Abs. 2 S. 4 BauGB). 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. 

Dierk Wöhrmann 

 
















